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btt bad i sch e n P f a l z g r a f s ch a f t
N « ' 52 . Mitwochs Len 12“« August 1807 .
- -- - ; . -

Zweites L on ftitu tio n S -
'L dikt - die

VerfassuugVerGrmeinheiren,Lör -
Perschaftcn utid Staats - % n sta l-

t e >, . betreffend .

>̂ arl Friedrich Gon Gottes Gnaden

Großherzog von Baden , Herzog von Zämn -

gen re . 'In Verfolg jener Absicht die W r in
der früher » Konstitutionö - Urkunde über das

Verhailniß des Staats zur Kirche geäußert
haben , .finden Wir nun nökhig in .gcgenwä ti -

ger Urkunde über die Verfassung

,ber Gemeinden , ^Körperschaften , rund Staatö -
Anstaiten

kn Unserem Staate gene Grundregeln anmit

zu erklären , worauf deren Nechtsstand beru¬
hen und -woraus .alle -weitere Organisation
und Gesetzgebung für dieselbe ausgehen soll .

i ) Indem ursprünglich mehrere Familien
mit Erlaubniß des Land > EigenthümerS auf
einem Bezirk sich niederließen um Ihn anzu¬
bauen und zu benutze » , und einen Theil sol¬
cher Lande alS Familien - Eigenthum bekamen ,
dabei aber zum Vortheil ihrer Nachbarn an

gewisse gesellschaftliche Regeln in Absicht aus
die Benutzung des Bodens gebunden wurden ,
ein andrer Theil aber nur ihnen gem ' inschast >

lieh zur Benutzung überlaßen ward , indessen
.wieder ein anderer Theil des BodenS in un -
verrücktem Elgenihum und Genuß deS vorigcn
großen

'-Land -Besitzers blieb ; indem hiernachst

jene neu anqesiedclte Familien aus ihrer Mitte

Personen erkohren , welche ihre gemeinschaft¬
liche Angelegenheiten besorgten , und Uneinig¬
keiten , die daraus entsprangen , schlichteten ;•

indem die damalige Landetgenthümer sodann
Gewalthaber oder Vögte ernannten , welche

ihre Rechte auf diese angesiedelfe Leute woh -

ren mußten ; und indem .endlich die Guksei -

- genthums - Befugnisse der ursprünglichen Land '

- eigenthümer nach und -nach immermehr zu Re »

gierungSrechttn hinaufgestclgert -oder -zwischen
solchem und einem andern Oberherrn je nach
Zeit undG lcgenheit getheilt wurden ; entstand

! ollmählig jene Gemeindö - Verfassung ,
welche jezo in . Unfern Staaten sich vorfindet ,
n milch E -eine Sammlung mehrerer Famt -

l lien , weiche unter einer aus ihrer Mitte ge¬

zogenen leitenden Gewalt vereinigt sind , um

ihre Nahrung und Gcwerbsamkeit durch einen

chcils getheiltm , theils gemeinschaftlichen Ge¬

brauch eines -bestimmten Bezirks deS Staats »

gebietcs zu befördern , und welche zugleich alS

Milteisür die leichtere Vollziehung der Sraats -
- regiernng , gleichsam als .unterster Ring in der

Kette der Staatsverbindungen dienen . Sie

sind demnach von der einen Seite eine gemein¬
schaftliche Vwcinlrm ' g mehrerer Staatsbürger
zu besserer Erreichung ihrer sämtlich einzelnen
Lebenszwecke durch Gesammtwirkung , von der

' andern Seite aber eine pflichtgeboteue Zusam »

menwirkung derselben unter der gemeinschaft¬
lichen Leitung ihrer Vorsteher zur Beförderung
der allgemeinen Staatswohlfahrt . AuS die¬

sem deppelteu Gesichtspunkt ist daher stetS

ihr Rechtszustand,ju bcurtbcilen , und jede
aus dem Einen abgeleitete Folgerung durch
die Hinsicht auf den Andern so zu m -.-dtfizirrn ,
daß stets beide Zwecke in richtiger Harmonie
bleiben . Insbesondere begründen sich daraus

folgende Pflichten :
Erstens . Keine Gemeinde kann neu ent¬

stehen , es sei nun durch Trennung von einer

andern , oder durch neue Ansicdlung , ohne
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' von Uns als Oberherrn dazu ertheilte 1

Bewilligung .
Zweitens . Ohne die gleiche Bewilli¬

gung kann auch keine sich umgestalren , oder
« uflösen .

Drittens . Die gesellschaftlichen Rechte
einer Gemeinde dürfen nur die leichtere Uebung
ihrer Gcwerbsainkett zum Zweck haben und
daraus abgeleitet werden , niemals aber auf Mo¬
difikationen ihrer StaatsUnterthanigkeit bezo¬
gen, noch auf Ungenoffen der Gemeinden oder
auf andere Gemeinden ausgedehnt werden ,
soweit nicht eine besondere Freiheit » - Urkunde
ihnen einen größeren Umfang bestimmt beilegt ;

Viertens . Was ein « Gemeinde weiter
desizt » je nachdem es gemeinverkäufliches Pri¬
vatgut ist , oder eine Berechtigung in Staats -
strchen , muß nach den bestehenden, oder Ser¬
ver ergehenden Gesezen über Staaksverhalk
« iffe oder Privat - Eigenthum beunhellt wer¬
den , und kann Nicht mehr und nicht weniger
Sicherheit gegen jede Willkühr verlangen ,
als ähnlicheRechte anderer Staatsbürger auch.

2) Ährer obeiqenannkcn Natur zufolge hat
jede Gemeinde ihre Markung , nrmltch et*
« en in eigenen Grenzen eingcschloffenc » Um¬
fang des St . -atsgebiess , auf welchem ihr
gesellschaftlicheVe , bindung gewurzelt ist ; ihr
Bannrecht , oder die Befug, >iß untcr ober-
herrlicher Aufsicht für die Arbeben und fü -,
den Gebrauch der Liegenschaften diejenige Re¬
geln festzusezen und aufrecht zu halren . - elche
für den ungestörten Gang der Gewerbsamteii
der Gemclndsglieder die verträglichsten sind ;
ihr M a r k « E t g e n t K n m best , hend theils in
Allmend - Gut oder solchem Grund und Bo¬
den , dcffen Eigenthum der Gemeinde , dessen
Genuß aber den Bürgern angehörtg ist, iheils
in Gemeinds - Gut oder solchem Grund
und Boden dessen Eigeurhum und Genuß der
ganzen Genrende angehört , rheils iu Ge¬
meinds - Bauten oder solchen Anlagen an
Wohngebäuden , Wassergebändr » . und andern
mehr , deren Eigenthum der Gemeinde gei öu ,
«S fei nun . daß sic zu b siininne » Z

'
recken ,

wie Rathhau er und yirlrnbäomr oder zu ge
meinem Gebrauch wie Dorfbruunen , Vrand -

wcyer u . f. w . vorhanden sind , theils endlich
in Privatgut . wo . on blos die Markherr «
schuft der Gemeinde , das Etgernhum aber so¬
wohl als das Stiftu -g-Zrecht den einzelnen
Gemeindsglicdern zusteht . Jede Gemeinde
hat ferner ihr Grundrecht , oder die Be «
fugniß , jeden Uebergang desjenigen liegen»
schaftlichen EigenlhumS , worauf sie die Mark -
Herrschaft hat , von einer Hand iu die andere
als ungültig zu behandeln , der nicht ihrem
Gericht zur Gewährung vorgelegr , und da «
durch zum Eintrag in das Grundbuch , das ist
in die Erb Kauf - und Pfand »erster reif gemacht
geworden ist , und jeder Veräußerung die ans
Ungenoffcn geschieht , das ist auf solche Per «
sonen , die keinen Theil an dem Ortsrecht ha»
ben , welches die einzelne Verfassungen und
Geseze naher bestimmen , in gesezticher Zeit,
und Art selbst oder mittelst einzelner Bürger
einzulösen; sie hat ihren G e m e i n b e u l e l ,
der auS dem Einkommen von Markeigenthum ,
und wo dieses zu den gemeinen Ausgabe » nicht
zureicht , aus Umlagen auf die Geweindsgr »
noffen erwächst ; ihr Gericht , das je nach
der Größe der Gemarkung ve , schieben , auch
für Gehorsam und Ordnung der Bürge , swaft
verantwortl ' ch seyn muß ; ihren V o r g e f e z«
reu . ( und nach Bcfinvcn enien Vorsteher«
Amtsgebülsc» )

' »reicher die Rechte deS Re »
gentsn wahre , den Handlungen deS Gerichts »
dos Ansehen gebe, die Befehle der vollziehen«

Gewalt Im Staat bekannt mache , und
ihren Vollzug betreibe , der sofort jedesmal in
die obiae Zahl der Gerichtspersonen mir ein»
gerechnet feisie hat endlich ihr G e m e I n d S »
ftegel , das allen Urkunden der Gemeinde ,
des Gerichts ober der Vorgefezten , den nach
Maosgabe des Inhalts geeigneten , dssentli »
chen Glauben qiebt.

z ) lieber das Gemeinds - Elgenthum ,
dessen Veräußerung und Beschwerung können
Vorgesezte und Gericht nichts verfügen , ohne
die BeisiiM'nung der Gemeinde . ( oder ibreS
Aus chussS da , wo wegen Größe der Ge-
mei .iden oder aNdein Ursaeben die Reckte der
Gemeinden in die Haute eines Ausschusses ge¬
legt sind ) , aber auch mit dieser Beisiimmung



eklangt der Alt nur durch Genehmigung der
Oberpolizcibchörde des Staats seine Gültig¬
keit . Jene Veistimnrung , wann sie von der
ganzen Gemeinde erhoben wird « erfordert 'Auf¬
ruf aller stimmfähigen Glieder - Erscheinung
von wenigstens zwei Drttthnlcn , und Eint
willigrurg des mehreren Thrlls der Erschie¬
nenen ; wo aber ein Ausschuß de» Gemelndö
willen erklärt , wird erfordert : Aufruf aller
Ausschußglreer ., Erscheinung von vier Fünf -
theilcn , und Einwilligung von drei Vierthci -
Ieu der Erschienenen : Neue Privilegien kön¬
nen für einz . lne Orre nach Be >chaffenheit der
.Erfordernisse andere Einwilligungs - Formen
ifestse^ei! . lieber den Gebrauch des Gemeinde «
wermdgens . über die Veiwcndung deS genrel «
neu Eief 'MinenS , die Ausübung der Gemei¬
nen - Befugn .sse , und die Anwendung des
Bann - und Grundrechts , bestimmen Ae Schlüs¬
se , welche vo » dem Gericht gefaßt , und von
Den Oriovorgrsezten verfassungsmäßig gutge -
chelßen sind : für eilende Fälle entscheiden lez -
-tere allein : . Verfassungsmäßig ist das Gut -
hegien er Vorrze -ezten , wann eö der General «
iJustrufr vn gemäß ist , die sie von der Unrer -
rpolizeibchö " e haben , oder wenn , wo es diese
erfordert für cen einzelne » Fall die Weisung
-Vieser Polizeibehörde zuvor von Ihnen - ingeholt
worden ist . Alle solche Schlüsse dürfen nie
etwas anders zuin Gegenstand haben . als
was obangemeldekerniaasen Zweck der Ge «
inelnds « Vereinigung ist ; sie unterliegen sterö
dem vberherrltchen Recht der Minderung oder
Mehrung , um stets im genieinen Einklang
mit dem StaatSwohl erhalten werden zu kön¬
nen . DaS Gericht hat die Rechts - Vertre¬
tung der Gemeinde in Klagen für oder wider
sie lm ersten Rechtszug : zu der Forisezung ;
der Gemelndsstrltklgkeiten in weitern Rechts¬
zügen ( Instanzen ) gehört die auf obgedachte
Weisung erhobene Beistlmmung der Ge¬
meinde . Wann der Streit nicht auf Kosten
der einzelnen Glieder , sondern auf den gemei -
« en Beutel geführt werden soll, so gehört noch
ferner die Genehmigung der Oberpolizel - Be¬
hörde dazu . Auf eigene Kosten können aber
alle »der auch einzelne Bürger , in Gr«

meirisS - Angelegenheiten Streit führen ob,er
fortführen , mithin als Geschäftsvertreter der.'
Gemeinden erscheinen ) wenn sie die Waguiff
übernehmen wollen , im Fall des verlornen
Prozesses die Kosten auf sich zu behalten , wo¬
gegen allemal im Fall des endlichen GervmnK
die Gemeinde ihnen zum Kvstenersaz verbind¬
lich wird .

5 ) Im Großherzogthum Batzen , chesseu
Lage durchans die eines Gülerbannrden Dlaa »
tcs ist , sind die größere , und wichtige Gemein¬
den die Landgemeinden oder Dörfer , de¬
ren Haupteinrichtung aus Nahrung durch Acker¬
bau , Weinbau , Wiesenbau , Viehzucht und
gemeine Handarbeit berechnet ist . Die Feld -
uud Waldbenuzung macht den Gegenstand tlj»
reS BannrechtS aus . Die Wahl ihrer Rich¬
ter steht — wo nicht ein Anders besonders
hergebracht ist — dein Gericht selbst zu ; die
Bestätigung der Wahl aber , oder Erforde »
rung einer neuen , wenn kein tauglicher ge¬
wählt wird , gehört vor die Uuterpollzer - Be¬
hörde . Der Vorschlag ihrer Vorgeseztcn , die
nus der Gemeinde von Herrschaflswegen aus¬
gestellt sind , und ihrer Amtsgchülfcn ,

y
wo

dergleichen bestehen , geschieht durch Wahl
der Gemeinde , doch unbeschadet deS herrschaft¬
lichen Rechts unter mehreren vokgeschlagenen
Personen auch den i» der Wahl minder begün¬
stigte » , durch Ih . e Diestbehörden zum Amt zu
sezen , oder eine andere Wahl mit Ausschluß
des gewählten unaiinehmlichen Subjekts zu
verordnen , oder bei liberhandnehmenden Fakliv -
nen außerordentlicher Weise ein taugliches
Subjekt ohne Wahl anszuheben . Wie weit
hierbei , wann von Her rschafts - Rechten die
Rede ist , Grundherren , Standeeherren oder
blvS der Oberherr einzuwirken habe , ist aus
den dcSfallsigen Konstitutionen demnächst zu
erlernen . Den Vorgesehen steht taueben ei«
Vermlkliungsrechl zu , vermög dessen alle
Streitsachen zwischen Ortöangehbrlgen , die
nicht über eine halbe Mark Silbers ( also der¬
malen zwölf Gulden KvnventivrrSgeid ) im
Werth ansteigen , zuerst an sie gebracht wer¬
den müßen ; um darüber , ( wann ihnen die
Sache nicht zu schwer düukk , . in wslchrm Hall
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sie die Pari ölen gleich a»S Amt weisen können) -

ihren - BermiktlrmzSjpruch zu gehen, - wenn

nach.naiS Gewinn - oder Verlust , von dem

Schiedsspruch der Vorgssezten nicht die Hälfte

dieser Summe übersteigt , nrust solcher ohne wei¬

tere Verufunst anö 'Ae >w zum Vollzug kommen,

wenn er nicht unförmlich - oder- leidenschaftlich

erscheint , wo hingegen derjenige , welcher die

Halste jenes Betrags übersteigt , -an das or- i

deutliche Bezirksgericht zur neuen Erörterung i

und Recht -Wnsscheidung gebracht werden kann , I

so lang zehen Tage nicht abgel .nifen sind , de¬

ren Verlaus sonst für stillschweigendes Auer,

kanntnlß deö Spruchs gilt . Was eine Land¬

gemeinde mehr haben will , als die bis hieher

mlfgezähste Rechte der Gemeinden überhaupt

und der Landgemeinden insbesondere , muß

durch eigene Bewilligungen , dle dieser Kon¬

stitution Nachfolgen , erlangt oder erhalten

werden ,
5 ) Die ' Städte ' hatten zwar ihren ur¬

sprünglichen Karakter in der Anlage zur Vcr -

theidigung ' gegen- feindliche Angriffe , und zur

Zuflucht für Die umhe,liegende Gegend ; dieser

ist aber durch die veränderte Art Krieg zu

führen weggefallen
' , uns bleibt nur noch den

eigentlichen Festungen - in gewisser Masse ei¬

gen di -'semnach besteht nun ihr anszeichncn -

der Karakter dar ! », daß ihre Haiipreinrichtung
aufNahrung durch Gewerbsamkelt , Knnstfleiß ,

und Wohnungs - Annehmlichkeit für die zeh¬

rende Klasse der Staatsbürger berechnet ist.

Au dem Bannrecht , das alle Gemeinden ha¬

ben, kommt daher bet ihnen »och baS M a r k t -

recht , nämlich die' Brfugniß zu gewissen Zel¬

te» kn dem Jahr und in der Woche größere

und kleinere Verfammiungstäge für Handel

und Wandel zur allgemeinen Lebens - oder

zur täglichen Speise - Bedürfniß zu haben ;

das G e w e r b s r e ch t oder die Ermächtigung

der Sradrbürger , jede ehrliche Handlhierung

ohne Ausnahme jedoch mit Beobachtung der

Gemeinde > Polizkt treiben zu dürfen ' , zu wel¬

chem Einer oder der Andre derselben sich ord¬

nungsmäßig befähigt hat ; anstatt daß ln

Landgemeinden in der Regel nur solche zuge*

laß«» werden dürfen , die unmittelbar und zu-

- nächst f
'n den täglichen Gebrauch des Land»

mam -s arbeite » und die R a t h 6 g >' a l r »en -

lich die Berechtigung . - dir Ortspolizei in unter¬

ster Ordnung . und vorzüglich je» - die Bezug Hst,
auf Wohuungs - Gewerbs - Zunft - und Han¬
delssachen, auch auf Bequemlichkeit der Frem »

den> also auf- die unmittelbare Gegenstände
der städtischen Verbindung, - zu besorgen. Ihr

. Gericht führt daher den Namen des Stadt »

rgths , oder des Gerichts und Raths ; dessen
aus der Mitte . der Bürgerschaft genommener
Vo -gcsezwr führt den Name » eines Burger »

mcisters , oder Obeiburgcrmelsters ; dessen

Besezung aber fc 'gr den allgemeinen vorhin
verzcichuelen Regein über GcwcmdSvorstcher ,
wo die Ltadlfrriheiteu , oder Unsere jeweilig
künftig udthrg siiidende Anordnungen nichts

' anders best 'mnwn , nur muß der Borgeftzte
stets - von der Oberpvlizeibehörde , d . i . der
landesl-errlichen Provinzstelle besiättigt , oder
von ihr zuZelrßcn werden , wenn etwa eine
Standes - oder Grnndherrfchaft das nächste
Beftätigungsrecht hätte, - und nur die Bestäti¬

gung der Rathsglieder kann den Unterstell -ei»

Behörden allein überlaßen seyn . Wer das

Bürgerrecht in einer Stadt deö Großhcrzog »
t-yumS hat , und ordnungsuaaßig fortführt »
kann das vvrt damit erlangte GewclbSrecht
auch in andern Städten anoübcn , ohne dort
von neuem Burger zu werden , wann er nur
sich um den Schutz dort melde,, , und- die nach
Erfordernisse» der einzelnen Stadt weiter nü»

khige Eigenschaften annimmt oder bescheinigt.
Der Wrrth der Vermi ' tiunzs - Gegenstände, -

ist hier um die Hälfte höher als bei den Land -?

gemeinden, mithin auf drei Viertel einer Mark

sinn Silbers im Kurreniwerrh bestimmt, . wo»

I bei■ übrigens das Recht die Sache weiter zm
ziehen , oder nicht, , je nachdem der Gegenstand
die Hälfte deä ganzen gestatteten Verminlugs -

Vekrags von 3/4 Mark SilberS ( oder der¬
malen die Hälfte von 18 st. - KonventionSgeidP
übersteigt oder nicht , nach den oben- bestick ,

len Regeln sich richtet . Was sie weiter ho¬
ben sollen -, müßen neue Freiheitsbriefe auS»

weifen- Alle sowohl in den Oberhoheits - als

Cigemhume -Landra vor dem Preßburger Frle »-



den gegebene Privilegien gelten nur, - ln so¬

weit sie mit der neuen nach und nach erschei¬

nenden Staa «skonstirMo »en vereinbarlich such,

und müßen also im nächsten Destäiigungssall

auf das spateste darnach eingerichtet werden .

6 ) Ein Hauptunterschied, • welcher durch

die Stadifreiheitcn seine Bestimmung erwar¬

ten -muß , bezieht sich auf die Gerichts¬
barkeit und Ger ichtspflichtigkeit
der Städte . Der Regel nach hat hierin eine

Stadt keinen Vorzug vor Landgemeinden ; sie

hak nemlich so wenig als diese eine Straf¬
oder Streit - , sondern eine blose Polizei - Ge¬

richtsbarkeit , obwohl diese bei Städten einen

bedeutenderen Umfang und mehr Wirksamkeit

haben kann ; sie ist aunebst im Ganzen , wie

kn einzelnen Gliedern der Umergcrichtsbarkeit

desjenigen Best,ks unterwerft » , dem sie der

Lage nach zugcthcilr ist, , oder mit andern Wor¬

ten , sie ist amrSsäßig . Sie kann aber ,

je nachdem es ihre Größe , ihr Reichihum ,

und die Bildung ihrer Bürger gestatten , .eines

doppelten Vorzugs genieße» , , entweder ,

daß sie gar keinem andern Amtsbezirk zuge-

theilt sei , mithin e nen abgesonderten StaalS -

bezirk bilde , durch eigene Beamte die Unter -

gerichtöbarkclt über ihre Bürger in dergleichen

Ausdehnung , wie ein Beamter in Amtsbe¬

zirken sie anSübt , verwalten ' laste, und von

ihr sofort der zweit - Rechiszug an das Pro -

vlnzgericht , oder wem sonst dieser Zweig der

Miitelgerlchrbarkeit nach einzelnen Orts - und

Herrschaftsver
-assungen angehörcn maq , gehe,

dagegen die Stadt im Ganzen als Gemeinde

unter der Rrchtergewalt der Provinz , oder

Milte geeichte und unter derPvlizeigewalt der

Provinz - Regierungen stehe,- welche Städte

kanzlet säßig heißen ; oder daß die Städ -

tr zwar einem Amtsbezirk zugetheiit seien , und

der Beamte anstatt der Prvvinzregierung über

sie die Polizcigewalt ausübe , sie aber dennoch

als SraatSperson , oder Gemeinde , unter dem

Provinzgericht siche , dagegen' über ihre Bür¬

ger im Einzelnen die Untergerichtbarkeit durch

eigene Beamte für sie besorgt werde , welcher

lei Städte mit dem Namen der Vogtei -

pfltchrigeu zu belegen sind . Weder die
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eine noch die andere Gattung dieser Stätte '

kann ibre © CTtclnbcvfar selbst , noch durch

Mitglieder , welche nicht der Rechte gel -. hrt

sind , ausüben ; kann auch nicht die Rechts -

gelehrtk Beamte selbst setzen, die ihre Gerlchts -

barkeit zu verwalte » haben ; sondern deren '

Setzung geschkhk vom Regenten . Ob dieser'

mit oder ohne zuvor erforderten Vorschlag -

tauglicher Personen , zur Auswahl darin vor-'

fahre , dieses zu bestimmen, bleibt den' Stadt -

freiheiten überlaßen . Dem Regenten legt ein'

solcher städtischer Beamter diePstichten auf

die Gerechrigkeitsvenvaitung und Unterwür »

figkelrseryaltung ab. Der Stadt aber giebt

er die schriftliche Zusicherung , sie bei ihren '

grunvgesezmäßigcn Freiheiten , soviel an ihm

ist , zu erhalten und zu beschützen . Er ist

als Stadtamtmann der Obervorstcher des un¬

ter der Vorsteherschaft eines Bürgermeisters be¬

stehenden Rechts , und das Haupt der Stadt¬

gemeinde, ' wenn von Vogteipflichtigen Städ¬

ten die Rede ist.. Bel kanzleisäßigen Städten

hingegen wird der Rath in das Stadtvogtek -

gericht und den Stadtmagistrat abgerheilt .

Hier sst der Erste derRechtsgelchiten Richter ,
als Stadtdirektor , Obrrvorsteher des

Ganzen , und unmittelbarer Vorste¬

her deS StadtvogtelgerichtS , daö so viele

Recht -' gekehrte Richter oder Belsizer hat , als

die Geschäfte erfordern ; der Ober - Bür¬

germeister aber ist daS unmittelbare Haupt
dcö StadkwaaistratS , er hat in Gcmeinschaft
mit diesem alles jenes zu besorgen , waS dem

Raih einer awlSsaßigen Stadt obgedachtrr -

maaßen zukommt , und stehet zu dem Stakt -

- vogtcigericht In der nämlichen Beziehung , wie

jener der amtssaßigeu Städte zum landeehen -

liche» Amte .
7) Keine Stadt kann im vollen Sinn des

Wons eine Grundhcrrsa aft über abgesonderte
Landgemeinden haben ; wo dergleichen bisher

bestanden hatte , da faU die bürgerliche und

peinliche Gcrichlbarkeit sammt den Sporteln ,
die davon -fallen , so wie die Verwaltung der

Unterpollzci , demnächst den landeehcrrlici en

Aemtern zu, denen solche Orte zugecheilt woi »

de» ; dagegen die angesezte Strafen , Tarcu, .
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so wie die Privateigenthums - Renten und die
Nutzung der niedern Herrlichkeiten ( regalia
minora ) verbleiben , der Stadt ; jedoch sind
die Nutzungen der Gerichtbarkeir und nie de¬
ren Herrlichkeit ablvZlich , und mögen also
von dem Herrn der Gemeinde , eS sei von Uns
als dem Oberherrn , oder von dem Standes¬
herrn , wo dieselbe einem solchen angehörten ,
gegen Erlegung des fünsundzwanzi ^fachen Be¬
trags eines durch fünfuudzwanzigjährigen
Durchschnitt bestimmten mittleren reinen Jahr ,
betrags an sich gezogen werden .

8 ) Obwohl es noch hier und da in Unse¬
rem Staat Märkers dfa ften , ( Geralden ,
Hubgadingeu u . s. w . ) giebt , das heißt ei¬
gens umschlossene Bezirke von Wald und Feld ,
welche mehreren Gemeinden zusammen ange¬
höre « , und einer gemeinschaftlichen Markt -
Polizei unterliegen ; so hat jedoch die Erfah¬
rung längst bewiesen , daß sie zu häufigen
Thatlichkciten , zu noch häufigeren Rechts »
strittigkeiteu und zur allgemeinen Verödung
der Mark führe » . Alle diese sind anmit zwar
bei ihren besitzlich hergebrachten Rechtsver¬
hältnissen für dermalen bestätigt , aber zu¬
gleich für auflösilch erklärt , und können auf
Verlangen eines oder deS andern Theilueh -
mers am Märkerrecht mit Gutheiße » der Ober -
pvllzei getheilt werden , ohne daß dawider von
irgend einem Gericht Widerspruch angenom¬
men und gehört werden dürfe . Der Oberpo¬
lizei steht jedoch das Recht zu , die Zeit der
Vertheilung und die Art derselben so zu bestim -
men , daß jedem Theilhaber für wvhlherge -
brachte Gerechtsame ein billiger Beleg zukom¬
me , und daß die zur getheilten Benutzung etwa
nöthige landwtrtyschaftliche Vorbereitungen ge.
hörig vorausgehen können .

Wo die verschiedene Markberechtigungen
selbst bestritten sind , da muß vor der wirkli¬
chen Thellung dieser Streit gütlich oder recht¬
lich voraus entschieden werden , und zum Be¬
huf diese- Entscheids mag also eine Klage und
RechtSverhandlung vor Gerichten zugelaßen
werden . Beschwerden über die Thellung sel¬
ber können nur im Wege der Vorstellung an

die oberste Staatsverwaltungs - Behörde c
gebracht werden .

9 ) Wenn mehrere Staatsbürger unter eine ,
leitenden Gescllschaftsgewalt sich verbinden ,
um damit die Erreichung eines Lebenszwecks
und den Genuß der davon abquellenden Vor -
theiie zu sichern , und wenn dabei für steten
Nachwuchs neuer Glieder statt der Abgehen -
dcn gesorgt wird , so entstehet damit «Ine ewige / -
Gesellschaft ; ist nun der Zweck einer solchen
Gesellschaft zugleich ein Thal des Sraatö -
zwecks , und in dieser Hinsicht einer besonder «
Staatseimvirknng empfänglich und bedürftig ;
ist also diese Gesellschaft eine ewige StaatSge -
sellschaft : so bedarf sie eben wegen dieser ihrer
engen Verbindung wird m Staatszweck einer
eigenen landesherrlichen Be ättignng und fest-
bestimmten Belwirkung : ohne diese ist sie ei«
strafbares Unternehmen . 7urch diese erst er¬
langt sie daS Recht der Untheilb arkeit
( nemlich , daß einzelne Glider auf die Auf¬
hebung der Verelnlguug und die Thellung deS
Gcmctnvermögens nicht dringen könne » ) und
der Siche ren gegen qeanderte künftige Anstch ,
ten der einzelne, , Glieder , sodann as Recht
der Persönlichkeit , nämlich di« Befähi¬
gung der Gesellschaft in » Ganzen zu allen Rech¬
ten und Vorkhellen , welch « ein einzelner
Mensch als Staatsbürger zu genieße » hat ,
und den Staatsschutz mit allen sei neu Recht¬
wirkungen . Das zchenjährige Daseyn einer
solchen Staatsgesellschast , wenn es von der
Staatsobrigkeit gekannt und geduldet wurde ,
gilt für eine stillschweigende Bcstättigung .
Jede auf eine oder die andere Art bestätligt «
ewige Staatsgesellschafr ist eine Körper¬
schaft : sie hat als Verein im Ganzen all «
jene Rechte und Pflichten , welche ei» einzel -
ner Staattbürger in dieser staatSbürgcckichen
Eigenschaft hat , so weit nicht die VereinS - B «-
stättigung sie von einem oder anderem aus »
schließt ; sie hat aber auch darin k«ine Vor¬
züge , als die ihr ein Gnadenbrief namentlich
zugelegt ; sie hat jedes Recht der Gemeinde «
soweit dieses nicht auf den Best ; einer Mar¬
kung gewurzelt ist . Sie bleibt stetS dem lan¬
desherrlichen Auflösunzö 1 und Umgestaltung - ,



.,f unterworfen , für jene Fälle , wo khr
ek durch Ausartung ober Veränderung der

nstände mit dem Staatszwek im Gegenstoß
.rfällt « Im Auflösuiigssall wird das Ein .
ringen der lebende» Mitglieder zu einem
men rükfälligen Eigenthum , soweit es nicht
i Erkauf einer Lebsucht zugleich angesehen
rden müßte , und diese Lebsucht durch Pen »
irung oder auf andere Artfortgercichlwür -

in welchem Fall es demjenigen zu fallt ,
cher diese leistet ; das Stiftungsgut
orunter alles e.nzubegreifen ist , was von
zelnen Eigenthümern zu Beförderung des
eks der Körperschaft eigens gewidmet wor -

i , und dessen Widmung noch bekannt und
oetöllch ist), muß zu anderen fortdaurenden
ecken , die den vorigen am nächsten sind,,
wendet werden ; das E r r u n g e n sch a ft s -
r aber , nämlich jenes , was Theils durch

«bringen verstorbener Gesellschaftsglleder ,
ls sonst auf jede andere gemeine ErwcrbS -

ise erworben , oder vorgesparr ivorden, wird
Herrenlosem Gut . Wer die leitende Ge.

«Ithaber zu setz » habe , welche Befugnisse
i Leitung diesen zustehen , wieweit solch«
e sich allein oder mit Beiwirkung aller oder
zeluer Körperschaftsgenoffen zu handeln ha-
a , welche Zwangsbefuanisse diesen für ihre
«ordnungen allrissallS zust « ,en , oder ob sie
iglick durch Anrufung obrigkeitlicher Hülfe

Iti ' eln mögen , en lich wie weit Ihre Schlüsse
«erausdrükliche » oberhe,rlichcn Genehmigung

.'dürfen , die,es muß n die Grundg - setze jeder
wrperscha -k bestimmen ; was darinnen nicht

gestimmt ist , darüber ordnet die Oberpolizei
nach Ermessen » I » jedem Fall bleibt für alle
Schlüffe oder O »di «uiigcn einer Körperschaft ,
ln soweit sie auf den S taarszwek Bezug habe» ,
der Oberpolize -bchörte das Recht der Minde¬
rung oder Meh ung , daS jedoch die Privat -
rechte der Geftllfttwftsgliedcr nicht amaste » ,
sondern gebührend erhrriten und schirmen muß .

ro Oas bisber gesagte gilt auch von
Staa ' Sanstalten ( Lnstikuien) d. h . von
Sammlungen einzelner Staatsbürger , die n,lt
Aussicht auf stcrr Fortdauer gemacht wurden ,
und die unter einer von fremder Vorsorge auf .

- 8?
gestellten mithin nicht gesellschaftlichen leiten»
de «. Gewalt verbunden sind , zur bloßen Theil »
nähme an dem Ge :mß eines LebenS .Vortheils ,
der durch fremde Bemühung erzielt wird , und
der zugleich mit unter die ergänzende Theile
ceö Staa -szweks gehört . Hier kommen also
stets zweierlei verschiedene Gattungen von Be «
theliigten vor ; Arbeitende und Genießende .
Jedoch können hier die genießende Mitglieder
nie als Gesellschaftsglleder angesehen werden,
mithin kann niemals von Mitwirkung dersel»
den zu Schlüffen über den Gang und das In «
tereffe der Anstalt die Rede werden , sondern
sie sind bloße Gesellschaftsgenossen , und haben
ln dieser Eigenschaft keine wechselseitige beson -
dere Rechte unter sich , sondern nur ei» ge»
meilischaftiicheS Interesse und das Recht a»
die ganze Gesellschaft zu verlange » , daßihne »
von dem Genuß mit dem sie eingetreten sind,
durch willkührl '. che Schlüsse der Gesellschaftt -
glieder nichts entzogen werde. Ob übrigens
die für den Awek der Anstalt a r b e i t e n d.e
Personen blos Staalsdiener nicht GesellschastS-
angehörige feien , tn welchem Fall die Anstalk
eine reine Staarsanstalr , wie z . E ,
Stechenhäuser , Irrenhäuser u. dgl . ; oder ob
diese zugleich Gesellschaftsgenossenund Vertre¬
ter der Gesellschaft feien , in welchem Fall eine
gemischte Sta - atsanstatt vorhanden
ist , wie z. L . Oieneiwiikwen - Versorgungsan «
stalren , dieftS hängt von Einsicht der Emste -
yungsvemäge ab. Eine reine Staatsan »
stall hak kein eigenes Recht Schlüffe zu fas¬
ten , noch nach ihrem Ermessen zu bestimmen,
was für den Zwek geschehen soll , sondern die¬
ses alles so weit es nicht durch die Entste »
hungsurkunden ünwiverrustich bestimmt ist,
hängt von dem jeweilige« Gurfinten des Re¬
genten ab , und seine Jnstrukrivlren bestimme»
den Umfang des Wirkungskreises der Arbeiter
i« der Staatsanstaik , so wie der Gcnußlhetl »
baber . Bet gemischten Anstalten hin¬
gegen findet ein doppelter Gesichtspunkt statt .
Oaö Berhälrniß der arbeitenden oder beitra¬
genden Mitglieder unter sich und zum Zwek
des Ganzen ist jenes einer Körperschaft , und
in soweit treten die vo« diesen gegebene» Re .
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geln ein ; das Verhältnißder genießenden Glie¬
der hingegen unter sichln in Awek des Gan^

zen ist das ztivvrgezctchuett-einer reine» Staatö -
Anstalt . ,

.
i >) Alle in dieser Konstitutkonsurkunde ge-'"

nannte Staatspersoiven— nämlichGemeinden ,
Kdrperftl)asten ,, Staatsanflaiteu aller Art,
sind als Minderjährige anzusehen , und sind
also in Bezug auf ihre Handlungen und ans
ihre Vermögens- Verwaltung oder Veräuße- ,
rung , aller derer Rechte theilhaftig, welche
durch die Rechtsgesezgebung des Landes oder

<der Provinz , in deren sie erisiiren oder handeln,
den Minderjährigen zu gut geordnet sind , ha-
den aller diesen zukommendenbesonderen Staats ,
Vorsorge zu genießen , aber auch alle die beson¬
dere Pflichtender Minderjährigen zu erfüllen,

'

so weit sie nach ihrer allgemeinen Natur und
den besonderen Grundgesetzen .ihrer Verfassung
auf sie anwendbar sind. z

12) Die nach dieser Konstitutionbei mehre¬
ren Unserer Städte nöthig werdende neue Or¬
ganisation , wodurch sie aus einen dieser Kon¬
stitution angemessenen Stand nwgebildetwer¬
den , wird andurch Unseren administrativen
Provinzkollegien übertragenwelche vorder-

samst zum Pvlizcidepartemenr Unseres Gshel-

hclmenraths den Plan , wie sie dabei zn Werk

gehen zu können vermeinen , um mltdemmin -

dessen Nachthcil für die städtische Aerarien und

Individuen die Sache auszuführen, ferner die

Kategorien , in welche jede der .organisations-

bedürftigen Städte zu setzen ist , und die be¬

sondere Modifikationen , die etwa ihre Indivi¬
dualität erfordert , gutachtlich anzuzeige» und

deSfalls die besondere .Resolution nachmals zu
erwarten haben .

Indem Wir anmit gegenwärtige Urkunde ln

ihrer Urschrift , mit Unserer Unterschrift beglei¬
tet haben , und sie In Kraft lmmerdaurender
pragmatischer Sanctivn und Staatsgrundge«

setzes für Unseren neuen Staat verkünden , so¬
fort de» lezterwähnten Auftrag Unserer Provinz¬
kollegienertheilen , fordern Wir Unsere sämtliche
Staatsangehörige , hohen und nieder» Stan¬
des und Unsere sämtliche Diener jetzige und

künftige auf , sich gebührend hiernach zu ach,

ten , daran geschiehstUnser Wille und meinen
Wir das ernstlich. • Uilnudiich Unseres beigc -
drukten Staatsiusiegels . Karlsruhe den i^ ten
Juli 1807 . . .
Vt.Fr .Braurr. (i. .« .)Vt .G .E .Gr<ifv.VenzelStcniau

Auf er,, kvnisi . Hoheit Spezial , Ae,chi
L. Winter .

Die neu etscheineudeLheordnungdetr .
Im Druk eischeint wirklich die neue § he-

ordnung des GroßherzogthuMS Baden , wvr -
nach Ins Künftige die , nun durch die neue
Kirchenkonftilution Art. 16 . weltlich gewordene
Ehesachen , von den betreffenden Staatsbe-
amten behandelt werden sollen . Für jedes
Amt ist aus der Ämlskaffe , und für jeden
Kirchspiels - Pfarramt aus den Stlfmiigcn , ge»
meinen oder Staatsmitteln , je nach Anord¬
nung der Provlnzregierliügen gleich nach An¬
kündigung ihrer Srsch. inunq ein Eremplar an«
zuschaffe » , mit dessen Inhalt dieselbe sich ge¬
nau bekannt zu machen / und sodann sich dar¬
nach zu achten chaben . Wann der größer«
Theil des Inhalts als Normen für das poll-
zciamtlichc und pfarramliiche Verfahre» einer
gleich baldigen allgemeinen Kunde nicht be¬
darf , und wann es genüget , baß davon der
Unterthan »ach und -nach durch die Wahrneh¬
mung des obrigkeitlichen Verfahrens in Kennt-
n!ß komme : so sind doch nachstehende sein ei¬
genes Verhalten -unmittelbar leitende Satze
daraus für die bestimmte baldigste allgemeine
Kunbwerdung wichtig , -und zudem Endehier»
mit ausgehoden .

i -
) Nach diesem neuen Gesez muß jedenach

dem Alten Juli d. I . vorgehende Handlung,
die dahin einschiägt , gerichtet werden .

2) Vor dem zurükgelegten fünf und zwan¬
zigsten Jahr kann keine Mannsperson, und
vor zurükgelegtem achtzehnten Jahr keine
Weibsperson heirathen , sie habe dann von der
betreffenden Behörde wegen des Alters Nach¬
sicht erhalten , sonst ist der Uebertreter strafbar
und nach Befinden die Ehe nichtig

Z) Keine Kirchendispensation wegen der Ver¬
wandtschaft macht eine Heirath erlaubt , so
lang nicht auch von der Provinzregierung die
Skaatserlaubniß erlangt worden : aber auch

kei»



kein Kkrchenverboth hlndLrt ekne Ehe lm Staat ,
so wett es nicht zugleich Staatövecborh ist ,
Verbothen tm Staat sind Ehen zwischen leib¬
lichen Eltern oder Stiefeltern und Kindern ,
zwischen Großeltern und Enkeln , zwischen
Schwiegereltern und Schwiegerkindern , zwi¬
schen leiblichen , halb - und Stiefgeschwistern ,
zwischen Neffen und Muhmen ( v. i . mit des
Vaterö oder der Mutter Schwester ) und zwar
diese alle ohne zu hoffende Nachsicht — sodann
zwischen dem Oheim und der Nichte ( d . i . mit
deö Vaters - oder der Mutter Bruder ) , inglei¬
chem zwischen Schwäger und Schwägerin ( d.
i. mit deö Bruders Wiltwe oder mit der ver¬
storbenen Frauen Schwester ) , wo jedoch bei
wichtigen Gründen , wann keine unzüchtige
Vertraulichkeit vorauögegangrn ist , Nachsicht
zu hoffen steht — endlich zwischen Geschwister -
Kinderu , wo jede Ehe , deren sonst nicht Wt -
derrathungSgründe Im Weg stehen , gestattet
wird . Alle weitere Verwandtschaften bedürfen
zur Ehe keine Staatsnachsicht . Verbothen sind
ferner Ehen der Personen , die durch eine frü¬
here unaufgelbSte Ehe oder durch ein unaufge «
lbStes Kirchenverboth nicht zu heirathe » , ge¬
bunden fnd .

4 ) Eine Ehe mag durch Tod , Aernichtung
oder Scheidung aufgolöS ' werten , so muß der
Mann drei Monate und die Frau neun Mo¬
nate walten , ehe sie sich wieder verhrtrathen
dürfen , warm nicht daS Amt oder die unmit¬
telbare Obrigkeit derselben die Umstände geeig¬
net findet , deöfallS Nachsicht zu bewilligen .

5 ) Eherelfpicch n gelten Nichte- mehr ; daS
heißt : Niemand kann daraus gegen den au -
dern klagen , und man kann davon bis zur Ein¬
holung der Trau « ( oder Ausruf -) Scheine frei
abgehen : wer eS später «Hut , kann zwar auch
nicht gehindert werden , abzugehen , mußaber
einen gesezmäßigen Abtrag zahlen .

6 ) Niemand hoch und nieder ( die StandeS -
Hcrr . n in ihrem Gebiet ausgenommen ) darf
ohne Trauschein ausgcrufen werde » .

7) Niemand außer den Standesherren darf
unausgerufen getraut werden , und wer Er «
laubniß von der Behörde erlangt , nur ein -
» or allemal ausgerufen zu werde » , darf , ehe
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dreimal bker und zwanzig Stunden , vom Aaf-
geboth an , verflossen sind , nicht getraut werden .

8) Die Trauung kann der Pfarrer des
Bräutigams , jener der Braut , oder jener deö«
für die Ehe erwählten Wohnorts gültig ver «
richten ; kein anderer ohne Amtserlaubniß .

y ) Geheirathete Leute , die ln ein Kirchspiel
einziehen , mäßen ihren Ehescheln ( Kopuiativns -
scheln) dem Pfarramt zu Anmerkung beS Nö «
lhigen im Ehebruch vorlegen .

io ) Alle Eheerlaubnißgesuche oder Ehestrit¬
tigkelten müßeu zuerst bei dem Pfarramt beider
Eheleute angebracht werden , damit dieser den
Leuten Unterricht gebe , und wo nöthig , Verglei¬
che versuche . Ohne einen Melvschein vom
Pfarramt kann keiner bei Gericht Gehör finden .

n ) Alle Ehestrittigkeiten , die vom Pfarr¬
amt nicht verglichen werden könne » , dürfe «
keineswegs an ein geisillcheS Gericht gebracht
werden , sondern allein an dasjenige Gericht ,
unter welchem die Eheleute unmittelbar stehen ,
auS Hessen Händen sie auch die Entscheidung
zu empfangen haben .

12 ) Die Unterrichte « oder Kommiffarlenun «
- ersuchen nur , sie müßen aber die Entschei¬
dung von ihrem Obergcricht eiicholcn .

iz ) Die Untersuchung muß mit den Par «
thieen selbst ohne DazwischenkunftvonRechlS -
anwälden oder Fürsprechern geschehen .

ig ) Wer sich mit der endlichen Entschei¬
dung des ObergettchlS nicht begnügen zu kön¬
nen vermeinte , und noch nichts zur Befolgung
der Weisung gethan hat , der kann mit einer
Beschwerde dagegen an daS betreffende Depar¬
tement des geheimen RathS sich wenden ; wie
daS nachmals die Sache erörtert , dabei muß
es bleiben .

15 ) Diese Ordnung gilt allen Unterthanen
ohne Unterschied der Religion .

Hiernach haben sich folglich alle Untertha -
nen zu achten , die weiter ihnen dienliche Be¬
lehrung über deö GefetzeSlnhalt von den Pfarr¬
ämtern zu erwarten , und damit vor Schaden
sich zu hüten ; die Hobe und niedere Gerichte ,
so wie di« administrative und exekutive Pro -
vinzstellen aber darauf fest zu Hallen . Der -
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küüdet Karlsruhe fn G . H . Geheimen Rath .

Justizdepartemeot den uzten Jult ^807 .

La ndesherrliche Verordnung .

Erneuertes Verloty der Briefbothen und Znstrtu-

tenmLßigen Fuhrwerke betreffend.

Da «»aeachtet der von Sr . königlichen Ho¬

heit 'dem Großherzog , dem Herrn Erband -

Postmedler gegebenen Zusicherung , daß da ,

wo Briefposten und Postwägcn bestehen, keine

Briefbvkten und institulenmäßige Fuhrwerke

geduldet werden sollen , und ungeachtet der ln

Gefolge dieser Zusicherung schon mehrma ser »

lastenen Verbothe dennoch häufig dagegen ge¬

handelt wird , so siebt man sich veranlaßt , die¬

ses Berboth abermals mit folgende» näheren

Bestimmungen für sämtliche grosiherzogliche
Staaten kheils zu erstrecken . theUs in Erinne¬

rung zu brmqen , und hiernach zu verordnen :

1) Es zollen keine instilurmaßtge Fuhr¬

werke , nämlich solche bestehen , die zu bestimm¬

ten Tagen nach einer regulären Abwechslung

auf Postwagen - Rouren hin und her fahren .

2) Weder diese , noch Hauderer und Boihen

dürfen gesiegelte und überhaupt ver «

sch k o sseue Briefe, ferner Briespakeker , Geld«

pakcter , Pretiosen und kleine Effekten , dieun »

ter 2Z Pf . schwer find , oder nicht zu offenen

Kommtsstoasbrtefen gehö - en , sammeln und

verbringen : hin .ege« die ebengedachkekleinere j

Kommisstvnsarlpel , offene Briefe mir Aufrrä »

gen , und Geld zu Beorqung der Aufträge und

Mükblingung des Anfgetragenen zu führen ,

ist ihnen anverw hrt.
z) Sam liche Unterrhauen und Landesein«

wohn er werden hiemtt zu Vermeidung der un¬

ten auf den Ueberrretungsfall bestimmt n

Strafe , gewarnt , obge'-achre , zur reitenden

und fahrenden Post geeignete Gegenstände , den

Dothen und Fuhrleuten nicht mtrzugeben .

4) Wenn bet einem Fuhrmann , Hauderer

»der Boihen «in vcrschloffener Brief gesunken
wird , w lchen derselbe zur Besorgung über«

nomine » bat , so zahl» der erbe eine Str afe vo»

l fl. 30 fr. wovon sie Postbehsrde das Porr »,
welches ihr dacu . ch entgang - nift wegnlmmr ,

drr Äest aber gehört dem Angeber , »der de«

Polizei » und Amtsdkenern , welche beider un¬
ten bemerkten Visitation gebraucht werden.

Ist der Aufgeber eines solchen Briefs be¬
kannt , so zahlt er , fl. Strafe in das Allmo¬

sen seines Aufenthaltsorts .
5) Für die de einem Hauderer oder Bothen

Vorgefundene Geldpakets und sonstige dem

Postwagen gehörige und entzogene Bestelluu «

gen , bat derselbe das vierfache Porto nach
dem Tarif vom Ort der Aufgabe , bis an den
Ort der Addreffe zu erlegen , wovon die Post¬
behörde ihren Thetl nimmt , der Rest aber ,
wie oben , venhetlt wird .

Der Aufgeber — wenn er bekannt ist , zahlt
ebenfalls , wie oben i st. in das Ailmoien.

6) Den Postämtern und übrigen Pvstbe -

Hörden wird nach vorher hiezu von d ni Ober¬

postamt erhaltenen Auftrag , und nach voran »

gegangenem Ersuchen an dte Ortsobrigkesi zur
Anwvhnung , mithin unter deren Zuzug er¬

laubt . die Bothen vlsttiren zu dürfen , ob fle
verbvthene Gegenstände mit sich führen .

Jeder Bvthr ist gehalten , seinen ganzen
Wagen visitire» zu laßen , und alles gegen die

Verordnung mitgenommene au ^zuli-fern , doch
wüßendie Visitatoren gegen Enikommung over
Be chädigung der Effekten , die sie visitire«,
gutsiehev .

Die Ortsoh igk kt halt über den Vorgang
ein Protokoll ab , u» sorgt für dl .' vollzieh .mg

| bfr Strafe , die erlegt se» - muß , ehe er straf¬
bare Hauderer oder Fuhrmann weiter fahrt .

7) Säüttliche obere und untere S tellen wer»

den hiermit a»qe lesen , »icl>r nur den Postb«»

Hörden bei der V . sitakion der Boihen . biekräf »

Ngste Assistenz auf j . desm iHges geziemendes
Ansuchen derselben , unentgcldlich zu leisten,
sondern sich auch den Vollzug ? cr Strafen ernst»

lch angelegen seyn ZU laßt» ; die bei den Bo»
then vorfindliche g -ftzwidrlge Gegenstände ,
denselben abnebmen . und der Post zur Bestel¬

lung an deren Addreffe überlesern zu laßen,
und endlich auf die strenge Erfüllung dieser
B k 'rdnung ein wachiames Auge zu halten ,
uno keine lieberlrctung zu gestatten . Be - ord»

nek tm großherzogl . geheimen Rath . Lrpar »



lement der Polizei . Karlsruhe
' den » zten

Juli 1807 .

Jnsertivns - Gebühren in den Allgemeinen Anzeiger
der Deutschen betreffend.

Nacb vorhergegangener Uebneinkunft mll
der Expedition des allgemeinen Anzeigers de
Deutschen sind zu Verminderung der Kosten
und zu Beförderung des Geschäftsgangs , HSn -

fich ' lich der <S '» . ückungen ln denselben , nach¬

folgende Medifikativnen getroffen worden , wel¬

che hiermit zur allgemeine, , Kenntniß und

Nachachtung gebracht » nd empfohlen werden .
1 ) An JnserkSonSgcbühre » sind künftig für

jede volle oder nicht volle Zeile statt 4I kr. nur

4 kr. im 24 fl . Faß zu bezahle ».
2 ) Alle Zusendungen von großherzogl . Be¬

hörden sind unter der Addreffe an die Erpedi -

tlon des allgemeinen An .e gers der Deutschen
kn Gotha zu mache » , und sie sind bis Frank ,

furt , Wirzburg oder Nürnberg zu frankiren ,
von wo au die Erpedtlion das Porto auf sich
nimmt .

z ) Verminderung deS Porto sind die Jn -

ferenda , ohne begleitende « Brief , kompreßauf
einfaches Postpaplbr zu schreibe « , und nur mit
dem kleinen Amtssiegel z » verschließen .

4 ) Jedes V .crteljahr übersendet die Expe¬
dition den betreffenden Aemtern die Rechnung »
welche , da sie auS den Zeile » schon voraus die

Rechnung machen , und das Geld einheben
können , woann für die Berichtigung deS Be¬

trags und für dessen Uebersendung an die Ex¬

pedition des A. A. entweder durch Anweisung
oder franco Fra . kfurt zu sorgen haben . Ver¬
ordnet im Großherzogl . Geh . Rath . Depart .
der Polizei . Karlsruhe den 2 1 . Juli 1807 .

Straferkenntntß .

( P .G .N . roo .) Von grvßherzoglichemHofge -

richt der badischen Pfalzgrafschaft ist Georg
Gund wegen böslichem Schulden machen ,
dann Verschleppung und Verheimlichung be¬

trächtlicher Summen zu izjähriger , und Lud¬

wig Hörner von Seckenheim « egen Beihülfe
an erwähnter Verschleppung « nd Verheimli¬
chung zu dreljähriger in Bruchsal zu erstehen ,
der Zuchthausstrafe , lezter auch demnächst we .

t <n
gen Unterschlagung zu dreljährkger ArbeltS -
hausstrme veruriheilt worden . Mannhei «
d«n 7ten April 1827 .

Dietz , Sekretär .

Lekanntmachungen .

Der vom großherzogl . Oberamt Pforzhel «
hicher eingolieftrte Franz Anton Dclevi - lense,
Satller - Profession , von Obeilarg in , ober «

Elsaß , ist wegen zweifacher Ehe und Enifüh -

ruug seit dem zorcn Juni 1 goü . in dem hiesi¬

gen Zuchchause gefänglich verwahrt gewesen ,
und henk« »ach erstanderrer Strafzeit wieder

entlaßen ui » der Staaten des Großherzog -

thums Baden verwiesen worden .
8igualekn . DieserMensch ist rftJahre alt , von

Starur schlank , 5 Schuh 7 Zoll groß , hak ei«

blasses , blatternarbiges Gesicht , braungelbe
Augen , starke , etwas lange Nase , weder

fttk noch magern Wangen , gewöhlllichen
Mund . schwarze Haare und Augmbrannen ,
vergl . ^Bart . Seine bei der Entlaßung an¬

gehabte Kleidung bestund ln einem dunkelbrau¬
nen tuchenen Rok , grünen gestressten man «

chesternen langen Hosen , kurzer , grlbgestress »

ter Pique - Weste , kurzen Stiefeln und auf ,

geschlagene, , dreieckiqte « Hur . Signatum
Bruchsal den 7ien August » 827 .

Großherz , badische Zuchthaus -Verwaltung .
Elsenlohr .

Wir haben für nöihig gefunden , die AmtS «

läge aus Montag und Freitag jeder Woche fest»

zusetzen , und anmir bekannt zu wachm , daß
nur in außerordentlich n und unveischiebliche «

Fallen , und wenn eine besondere Vorladung

ergangen Ist , an den andern Tagen der Woche
Gehör gegeben werden könne . Bruten de«

7» « August 1807 .
Großhe,zvgllch badenscheS Amt .

Lang . Vät . Schiller .

Gerichtliche Aufforderunge « .

( H. C . R . 178 .) Alle dlejenlgen , welche
an die Verlaßenschaft der am irren d. dahier
verstorbenen verwittibtcn Gräfin Agathe von

Wiser , geb . Schweitzer , irgend einen gegrün¬
deten Anspruch machen zu können glaube « .
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werden HIemlt vorgeladen , diesen innerhalb 6
Wochen vor Unterzeichneter Kommission vorzu -
bringen und richtig zu stellen , oder zu erwar¬
ten , daß sonst die Verlaßenschaft an die Er¬
ben der Verlebten rechtlicher Ordnung nach
ausgellcfert werden wird . Heidelberg den
Ziten Juli 1827 .

Großherzogl . Hofraths - Kommission .
SartoriuS . Vät .W .Deurer .

Ans Anstehen der Jntestatserben des verleb¬
ten königlich - balerschen General - Lieutenants
Philipp Grafen von Wiser zu München , wer¬
den alle jene , welche an seine hiesige Verlas -
senschafr , oder die zu Leutershausen geführte
gräflich von Wisersche gemeinschaftliche Ver¬
rechnung irgend einen Anspruch machen zu kön¬
nen glauben , und diesseits noch unbekannt sind ,
zum Vortrag derselben bei der untrrzcichneien
Stelle , der Erbvertheilung wegen , binnen 6
Wochen mit dem Bemerken vorgeladen , daß
sie im Entstehungsfalle den sonst daraus er¬
wachsenden Nachlhcii sich selbst beizmmssen
haben . Mannheim den roten Juli 1307 .
Grvßhrrzogl . HofrathS ' Jnventur . Kommission .

Haub . Vät . Vowinkel .
( 91. 2109 .) Die wegen eines begangenen

Diedsiahls dahier eingesessene und aus ihrer
Haft entwichene beide Küferpursche Ludwig
Hahn von Wachenheiw , « no Franz Herter vou

Kreuznach , werden gndnrch össenllichau ^ ' ksdr-
tert zur Verantwortung über ihre Flucht ,
dann Erstehung der gegen sie verhängten
Strafe innerhalb 6 Wochen sich dahier unter
dem Nachtheile zu sistiren , daß ansonsten »act -
fruchtlos umlaufenem Termine gegen sie nach
der ^ Landeskonsiitution , wie gegen entwichene
Verbrecher verfahren werden solle . Heidel¬
berg den 27ten Juni 1807 .

GcoßherzvglicheS Etadtvogteiamt .
SartoiuS .

Pvetz . Vdt . G über .
Der Schiffpu .' sche Franz Renner von

Schlierbach hat sich des beabsichtkten Mordes
eines Menschen außer »? rwrdäch - ig , vor der

Arretierung aber auf fläch-r> kn Fuß gemacht ;
derselbe wkrd -daher andurch « J ^ efo - derk , bim
Neri 6 Wochen dahier zu erscheinen , ^ cr

das ihm zur Last gelegte Vergehen und über
seinen Austritt sich zu verantworien , im Ent¬
stehungsfalle aber zu erwartigen , daß gegen
ihn nach der Landeskonstiturion wider ausge¬
tretene Uulerthanen verfahren , auch er des
angeschuldigken Verbrechens für geständig ge¬
achtet , und das Weitere auf Betreten gegen
ihn Vorbehalten werde . Heidelberg den srten
JUNH1807 .

Großherzogl . Stadtvogteiamt .
Sartorius .

Pvetz . Vät . Gruber .
Der von Neckarau gebürtige , schon seit un -

gefähL zo Jahr abwesende Paul Koehler hat
das ihm von seinem Ohe m Perer Köhler an -
erfallene Legat von 50 fl . innerhalb z Monate
in Empfang zu nehmen ; widrigenfalls zu ge¬
wärtigen , daß der Bitte seiner Kinder um
Ausfolgung derselben statt gegeben werde .
Schwezingen am 2gten Juli 1827 .

Großherzogl . badisches Amts - Kommissariat .
H . Frey .

Der von dem großherzoglich badcnschen Mi¬
litär , dem Regiment des Herrn Obristen von
Olyzy dcscrlirte von Binau gebürtige Philipp
Adam Großkopf , wird anmik verordnungs¬
mäßig vorgcladen , binnen z Monaten von
heute an dahier zu erscheinen , um sich über
seinen Austritt zu rechtfertigen , oder zu ge¬
wärtigen , daß wider ihn als heimlich ausge -
wanderten Unterthan den LandeSgesitzen nach
ve - fa ^ en werden wird . Blnau am Neckar ,
im Grvßh ' »to ^ rhum Baden , den 11 tc« Juli

l80 ‘
@n5flld; - vn Waldk .

'>ch >sches Amt .
LdM , Amtmann .

Friedrich Wilhelm Käfer , de -,
' B ^ rhand -

werks , Sohn des verlebten Schulmeisters fo
Bahrbrücken , jezt 40 Jahr älr , ist sei» r8
Jahren ohne einige Nachricht über seinen Anf -
emhalt abwesend , derselbe oder seine etwaige
Leibrserben werden hiewit bffentlich vorgeiaden
zum Empfang des Ihnen angefallenen Bermb »
gens von lgco fl . in Person oder durch Be¬
vollmächtigten Innerhalb 9 Monaten ZN er¬
scheinen , öder zu gewärtigen , daß dessen näch¬
sten Verwandten auf weiters Gesuch gegen



hinlängliche Kaution nuznleßtlch werde über -
antworter werden . U »rerö »vlshetm den um
August 1827 .

v . König , Dbersmimar .n zu Gochsheim .
Vät . Walker .

( A . N . 2116 . ) Der über 70 Jahr alte und
etliche 40 Jahr abwesende Georg David För
fic - von Rohrbach , oder dessen allenfallsige
eheliche Leibeserbm werden anm t edikialit - r

vorgeladen , sich binnen einer zerstorlichen Frist
von 9 Monaten so gewisser dahier bei Amt zn
melden , und daS seither unter vormundschaft¬
licher Verwaltung gestandene Georg David
Försterische Vermögen In Empfang zu nehmen .
alS in dessen Entstehen solches denen nächsten
Anverwandten ohne Kaution zum vollen Ei -

genthum verabfolgt werden solle. Heidelberg
am 29km Juli 1807 .

Großherzogliches Amt Lberhcidelberg .
, Steinwarz . C . A. Heim .

Vrlt . Heckler .
( N . 2405 . ) Die mehrere Jahre schon von

hier abwesende Tochter des verlebten hiesigen
Bürgers und WingerterS Lorenz Metzlers Eli -

sabetha geehelichte Platzin , wird andurch auf¬
gefordert , sich binnen 3 Monate » unerstrek -

lichcr Frist dahier zu Ucbernahme eines in ih >
rcS Vaters Verlaßcnschaft vorhandenen und
auf 2ÜZ fl . geschaztcn Drittheils Lcibgedings
WinqertS , behörend zu melden , oder zu er -
wärtigen , daß solcher Ihrem , Ihr Nachfolgen ,
de» Bruder Andreas Metzler alsdann über «
laßen werden solle. Heidelberg den i zren Juli
1807 .

Großherzogl . Stadtvogteiamt .
Sartorius .

Poetz . Vät . Gruber .
( N . 2331 .) Ans den am 2tten Dezember

p . I . dahier erfolgtm Tod der Maria Phl -
lippine Millus aus Friedberg unter Frankfurt ,
werden alle jene . welche an derselben Nach¬
laß auS irgend einem Grunde eine Forderung
oder gegen das vorhandene Testament einen
" chtlichl '5 Etnwand machen zu können ver .

meine »: - audurA gufqefortert , sich Mittwochs

den ? ten Oktober tz^ .- rgens 9 Uhr auf dem

Rakhhauö nächsthi « dahier behörend anzumel .

29Z
den oder zu gewärtigen , daß die Verlaßen «
fchast inhaltlich des Testaments ausgerheilt
weide . Heidelberg den zten August 1807 .

Großherzogl . Sradlvogteiamt .
Sartorius .

Wundt . Vstt . Gruber »
( G . N . 4332 ) Da der Aufenthalt des Hand «

lungsdienerS Michael Tischbein dermalen da «
hier unbekannt ist ; so wird derselbe andurch
aufgefodert , ans die von Handelsmann Bran «
Del dahier aufgestellte Schuldfoderung ad 139
fl. auf dem Amtstage dem raten August l . J ,
Morgens 9 Uhr entweder persönlich oder durch
hinlänglich Bevollmächtigte zu antworten , und
seine allenfallsige » Einreden vorzubringen , un «
rer dem Rechtsnachtheile , daß sonst der Vor «
trag des Klägers für richtig in Lontumaciarn
angenommen uns der Erlös der dem Beklag¬
ten angehörren , und zu Verhütung des Verderb »
versteigten Effekten auf Abschlag derFoderung
an den Kläger ausgezahlt »verden solle. Mann «
heim den 7trn Juli , 807 .

GtvßherzoglicheS Stadtvogteiamt .
Rupprccht .

Hoffmeister . Vdt . Schubauer .
( G . N . 4558 . ) Da k» den altern gegen Sig¬

mund Chrlsttnaier gepflogenen Verhandlungen
der Forderungen verschiedener Gläubiger Er «
»vähnung geschieht , ohne daß wegen ihrer Be ,
friedigung Auskunft erhalten werde » kann : s»
werden hiemit diese Gläubiger oder derselben
Erben , nämlich Windeis und FrauS von
Schwäbischgemünd »vegen einer Forderung von
287 fl . FY kr., Ludwig Breunlg von Bleinin ,
gen oder '

Hochbleiningen wegen iz fl. 25 kr^
Hr . Stallmeister Schlemmer wegen 52 fl.,
Buchhändler Johann Merdel >vegm 7 fl. 30 kr.
und Karl Figura wegen einer unbestimmten
Forderung aufgesordert , in Zelt 4 Wochen da »
hier ihre Forderungen richtig zu stellen , und
über den Vorzug zu streiten . widrigenfalls sie
von der Masse ansgefchlossn werden sollen 1
wobei denselben eröffnet wird , daß die Massen
in 3Z4 fl . 4 kr. bestehet , daß die Sigmund
Christmaierische Kinder ein mütterliches Per «
mögen von 200 fl. zu fordern haben , undnebfp
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dem einige andern Kostgelds und sonstig« die
Masse übersteigende Forderungen erhoben wor -
de«. Mannheim den rrten Juli >827 .

Großherzoliches Stadivogteiamt .
Rupprecht .
Ziegler. Vät . Schubauer .

<G. R . 410 ) .) U«b«r das Vermögen des
hiesigen Bürgers und Mehlhändlers Georg
Eßwci » har man den Konkurs erkannt : da >
her haben sich alle diejenige , weiche aus ir
gend einem Rechtsgrund «ine Federung a » dn >
selben ma ! en zu können glauben , zur Liquida
tionspflege und Streit über den Vorzug be-
Strafe des Ausschlusses von der gegernrärti
gen Masse . auf den 24 ^ « August l . I . Mor¬
gens y Uhr dahier elnzufinden. Mannheim
den zoten Juni 1807 .

Großherzogllches Stadtvogtekamt .
Rupprecht .

Hoffmeister. Vät . Sclmbauer .
Wer andieDerlaßeiischastsmasse deS .uulangsi

dahier verlebten KapuzinerknechtS Macnia -
Becker von Ensch auS dem Saardrparienrent
gebürtig auS irgend einem Grun > « inen An
sprach zu machen sich berechtiget glaubt , wir
anmit aufgesodert solchen innerhalb 4 Woch n
bei der bestehenden Jnventuroiommission gri
tend zu machen » indem ansonst n ch Umlau
dieser Zeit mit Berthes ! - und Anöticfe ' ung die
sir Masse nach Masgab « deS , in Milte lie¬
genden Testaments , und sonstig rechtlicher
Ordnung nach ohne weiterS werde fürgefahren
» erden. Mannheim den igten Juli 1807 .

Von AngeordneterJnventnrS Kommifssvns
wegen . Volpert .

Es soll die schon im April 1826 . Ihren Ehe¬
mann Georg Schmitt den Vmger und Schnei¬
dermeister zu Brette » böslich verlaßen badende
Ehefrau Magdalena Schmittln , gebohrnc
Friedrichln , auf die dahier angebrachte Ehe¬
scheidungsklage ihres ManneS binnen z Mo¬
naten von heute an vor hiesigem Ehegericht in
Person erscheinen, und auf die angebrachte
Klage sich gehörig verantworten , sofort des
Rechts abwarten , widrigenfalls Klagen der
Ehemann feines Ehebandes für entbunden er
klärt , gegen sie aber auf Betrete « daS Wei¬

tere Vorbehalten werden wird . Vererb et lm
grvßh .rzoaltch evan elisch - lutherischen Ehrge «
rtcht . Karlsruhe den izten Mat > 807 .

Nach f ucktlo em AuSstanvs . und Nachlaß «
vertrage , hat mau wider die Georg Klingischen
Eheleute zu Rippcnweiher den Ganrprozeß er¬
kannt , und zur Liquidation der an diese Masse
bestehend. » Foerungcn , so , wie zu deren
Vorzugobt stiiumuiig , den rgten nächsten Mo¬
nat August fnhy Uhr ftstge »ezt . bis wohin
sämtliche bekannte , und nochunbekannte Gläu¬
biger wir ihren Urkunden unter Strafe de-
Ausschlusses htehet vorgeladen werden . Hei»
dclberg am roten Juli 1807 .

Großherz , badlsches Amt Unterheldelberg .
Nestler . Titärtinger .

Die abwesende Margaretha Msyerin von
Plankstadt , oder derselben allnifalluge Leibes¬
erben, werden hlemit cdiktaliter vorglad » ,sich
innerhalb z Monaten über die Bee »buug und
daö Testament It ter unlängst zu Plankstadt
verl . bren Schwester resp . Tante Katharina zu
erilären , wldrtge -f .üs aber zu gewärtigen »
faß «ach Masgab des Testaments , worin die
Georg Tretbertichen Eheleuien d. j. als Uni»
veralerben eingesezt sind , verfahren werde.
Schwetzin,cn den ryten Mai ^807 .

Grvßherzogl . badisches AmtSkommtssariak.
Frey .

Daniel Schmidt von Oberacker feit 56 Jah¬
ren abwesend , nun über 7z Jahre alt , wird
h ermtt vorgeladen innerhalb z Monaten zum
Empfang seines bisher admixlstrirten Vermö¬
gens von 252 fl , seihst oder durch Bevollmäch¬
tigte zu erscheinen , oder die Ausfolge desselben
an seine nächste Jntesta . erben zu gewärtigen .
Unieröwtöheim den chten Juli 1807 .

Oberamtmanu von König .
Vdt . Walcker.

Laufanträge .
I « Gefolge großherzogl . hohen HofrathS «

Lonciuzi äe rzten v. M . Juli No . ürrr »
11. S. werden bet der Gefällv walruuq Phi»
lippSburg ln Waghäusel auf Montag den Zk .
dieses Vormittags 9 Uhr, 400 Mitr . Kor«,
■';oo Mltr . Spelz, , und 300 Mltr . Haber öf¬
fentlich verstctgett « erde« : welches hiermit



bekannt gemacht wird . Waghäusel am glen
August 1807 .

Großyerzogliche Äefällverwaltung .
Hund .

Die vierte und lezte Abtheilung des dies¬
seitigen disponiblen Früchtevorrarhs in unge¬
fähr 55 Mlrr Korn . 480 Mltr . Dinkel, und
4Ü0 Mlrr . Haber vorjähriger Früchrcvvnbeß -
tcr Q » alitär bestehend, wird den 2gten k. M
auf dem Rachl,ause dahier öffeuttich verstelgt ,
und bet annehmbaren Gebokhe» ohne Genehm
migungsvorb halt zugeschlagen werden ; wel¬
ches zur öffentlichen Keimlniß bringt und da¬
zu die Liki haber einladei . Brette » den gten
August i8c >7 .

Geoßherzogl . GefZllverwaltung .
Freyberg .

Dienstag als den l iten dieses wird dahier
lm Wirihehaus zum goldnen Hecht Nachmit¬
tags um 2 Uhr eine P >,rthie von 500 Mltr .
Spelz » 82Ür Gewächses mit Vorbehalt hohe»
Genehmigung öffentlich versteig- rt , und kön¬
nen die Früchte vor der V rsteigerung auf oem
he: rschafrl. Speicher eingesehen wercen. Hei¬
delberg den zien August »807 .

Großherzogi . Gefallverwaltnng .
Schmuck .

Don dem Fruchtvorrath der Gefillverwal -
tung Schwezingen , wird man am Dienstag
den >8ken dieses zu Heidelberg im Karisberg
Nachmittags um 2 Uhr 600 Mltr . Kor». 650
Mit, , tderste . 1550 .ütltr , Spelz u»d 500
Mltr . Haber öffentlich versteigern. Schwezingen
den Lten August >807 .

^ roßhnzogl . Gesallverwaltung .
Kommenden Oonnerstag am 1 zten l . M .

Nachmittag « 3 Uhr , werden , 00 Mir . Gerst
« nd 25 Mltr . Reps auf hiesigem Rathhause
an den Meiftbiechenven versteigert, Mann¬
heim am 7ten August l8c >7.

Von Grvfiherzvgl . Gefälle - Verwaltung .
(N . 157z . ) 3 » Gefolg erdaltene» Auftrags

vom großher -ogl. Finanz ^ epa , tement , wird
Monrag den » 7len l. M . August Morgens
9 Uhr aus dem RatdhauS zu Untergrombach
der in Ober , und Umergrombacker Gemarkung
gelegene Engelhof , tn ungefähr 44 Morgen

- 9 ö
bestehend Stükwels 5alvs kkstisicskione an
den Meistbietenden unter annehmlichen Be «
Lingniffen versteigert werden. Bruchsal der»
z : cn August 1807 .
Großherzogllch bad. Landvogter Mlchelsbcrg .

Frlederich Cassinone.
Freitags den 2 lten dieses Morgens 9 Uhr.

werden auf hiesig herrschaftlichem Speicher
von dem daselbst erliegenden Früchtenvsrrakh ,
1600 Mltr . Spelz , 350 Mltr . Haber ; so¬
dann von denen auf den herrschaftlichen Spei¬
chern zu Ober - und Untergrombach vorrakhigen
Früchten , und zwar von dem Obergromba¬
cher Speicher 37 Mltr . Korn , 85 Mltr .
Spelz , 7r Mltr . Haber ; von dem Unter»
grombacher Speicher , 129 Mltr . Korn , 25
Mltr . Spelz , 75 Mirr . Haber vorbehaltlich
höherer Genehmigung ln bffen kkchpBerstetgung
gebracht werdeu , welches zu Jedermanns
Nachricht mit dem Bemerken bekannt gemacht
wnd , daß die Früchte » zu Ober - und . Unter »
grembach den Tag vor der Verstelgung , die
kiesigen aber vei ver Versteigung ftlbsten in
Auqcnsche» genommen werde» können. Br uch»
sat am zren August 1807 .

Blenckner.
( A. N . 2 » 35 .) Jene von dem verlebte»

Heorq Bachman » zu Nußloch inne gehabte
Haus und Güter , welche am Men Juli l . I .
auf rem dortige» Rakhhaus versteigert »vor»
oen sind , werden nunmehr Donne,siags den
lvi - n September l . I . früh 9 Uhr daselbst
sinaltter znqefchlagen werden ; welches anmlt
zu Hermanns Wissenschaft öffentlich bekannt
gemacht wird . Heidelberg am zten August
1807 .

Großherzogl . Amt Ober - Heidelberg .
Steinwarz . C. A. Heim .

Vät. Heckker.
pachtanträge .

Der Iettpacht der Schäferei zu Dtedelshekm,
diesseitige« Amts - und Verwaltungsbezirks »
endiget sich mit dem 29ten September nächst»
hln. Für anderweltlge Verpachtung dieser
Schäferei , auf 3, b oder 9 Jahre ist der 28 .
l. M . in der Art festgrsezt : daß am besagten
Tage , des Nachmittag« um 2 Uhr die Ber»
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Pachtung zu Biebelsheim öffentlich Statt ha¬
ben , sofort mit dem Meistbiethenden ein für
den Pächter vorkhellhaster Jeitprcht , unter
Vorbehalt höherer Genehmigmig definitiv ab»
geschloffen werden wird . Zur vorgängigen
Unterrichtung der Pachiliebhaber wird angc»
führt , daß tie Schäferei mir 250 Stüi
Schaafe beschlagen werden kann , und dem
Pachter eine anständige Wohnung nebst hin¬
länglicher Ltallung für daö Viel ' , bei schlech¬
ter Witterung eingeräumt werden soll. Bret¬
ter, den gten August 1807 .

GkoßherzoglkcheGefällverwaltung .
Frepberg .

Freitags den l ^ ren August l. I . Nachmit¬
tags um 2 Uhr , wird auf dahiestgem Ralh -
Haus in der Burgermeistereistube der Gassen¬
säuberungsbestand auf drei Jahr unter den
sonst gewöhnlichen Bcdingnlsse» versteigert .
Mannheim am 8ten August 1807 .

Overburgermeisterel » Amt.

Anzeigen .
Advokat und Notar Zerrlaut wohnt jczt der

alten Sonne gegenüber ln Lit . C. 12 . Wo, 4 .
In dem Redingerschen Hause.

Ein arisehuiicheö Kapital ist ganz oder zer-
thellt auf liegende Güier auszuleihen . Aus¬
geber dieses Blatts sagt wo.
Mannheimer Kirchenbuch «Auszüge .
Gebohrne : Den ^ ten Augustr Dem Bci -

saß Michael Brückner e. S . Heinrich , K.

eoä . Dem Br . Heinrich Hornich e. T . Anna
Margaretha , E . R . eost . Dem Br . u. Fi¬
scher Georg Dietrich Müller e. S . Chri¬
stoph , E . L . Den üten : Dem Beisaß Joh .
Blndclmann e. S . Nikolaus , K . Den
7ten : Dem Br . u. Weinwirlh Leonhard
Eurich e. T . Katharina Franziska , K. eoä .
Maria Anna , unehelich . K . Den yten :
Dem Br . u . Kuhhirt Viktor Fink c. T . Su¬
sann» Katharina , K . eoä . Dem Theater «
zimmermann Joseph Straub e. S . Anton ,
K . eoff . Dem Beisaß Daniel Huber e. T «
Maria Anna , K. eoä . Dem Br . u.
Ackersmann Alrrander Hartmann e. S .
Adam, K.

Gestorbene : Den 2ten August : Elisabe¬
th« Beckerin, ledig. a !t zz J . ,K . Den zten :
Maria Anna Ursula Ldffeimayerin , Wittib ,
alt 56 I . , K. eod . Wurde dem Land¬
schaftsmaler Georg Vogler eine todte Toch¬
ter gebohren , E. R . Den töte» : Dem Bel «
saß Daniel Kaufmann , e . S . Johann , alt
4 J .,K. Den 7« » : Dem Br . u. Lailrer
Wilhelm Schwarz , e. T . Elisabeth , alt 2
Monat , E . R . Den Zten : Dem Beisaß
Anton Dieterich e. S . Franz , alt 24 J .,K .
eoä . Johanna , unehelich , alt ro Wochen,
K. Den ytr » : Dem Br . Philipp Ehret
e. T . Margaretha Barbara , alt i j J ., E .
R . eod . Dem Br . u. Irugschmtev IustuS
Heinrich Schweizer e. S . Joh . Rudolph , alt
4 Monat , C . L .

8rirchtpreife und viktualienfchatzung .

Städte

Monat Früchten per Mltr im Mittelprei « Brob Fleisch da« Pfund 5

1
ft

tas
LSsASSrr»

Kor«

st. skr.

Serst

ssskr .

Spelz

fl. jkr .

Sern

fl. jkr.

Haber

fl- skr .

Kund
Brob
4 M
kr.

Weck
für
1 kr.
Lotb

Sem.
Brod
i » fr .
r »th

VÄsen

kr .

«alb

kr.

Hack»!

kr .

schwel.
tun
kr.

Manheim
j

6 5 >12 4 l 4Z 3 l 18 - t - Zl 7 9 83 * 9 io 84 84 L
Heidelberg 4 4 t 58 4t2I 3I20 6 (40 2 l44 — — — — — -
Bruchsal 29 5 l — 4jl6 3 ( 4° 7 l 4o Zl " 84 8* 2li 9 7 84

„
84 -

Brrtten — — - l - - I - - I- -
üdenheim - 1- = p - I- — — — — — — — -
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